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7.1 Beschlussvorschlag: 
  

Erfahrungsaustausch zu der aktuellen Kostenentwicklung 
 

7.2 Begründung: 
 

 Der Ausschuss hat sich in der Vergangenheit bereits mehrfach mit dem Unterhalts-
vorschuss beschäftigt, zuletzt in seiner 111. Sitzung am 10. April 2019 in Frechen.  
 
Am 01. Juli 2017 sind umfangreiche Änderungen zum Unterhaltsvorschuss in Kraft 
getreten. Bis zum 30. Juni 2017 waren Unterhaltsvorschussleistungen auf 72 Monate 
und bis zum 12. Lebensjahr begrenzt. Ab dem 01. Juli 2017 ist sowohl die 72-
Monatsfrist weggefallen als auch die Begrenzung auf das 12. Lebensjahr. Unterhalts-
vorschussleistungen sind daher grundsätzlich bis zum 18. Lebensjahr möglich.  
 
Bis zum 01. Juli 2017 mussten die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 53,3 % der 
Aufwendungen für die UVG-Ausgaben aufbringen. Um einen weiteren Ausgabenan-
stieg zu vermeiden, wurden mit Wirkung ab dem 01. Juli 2017 die Ausgabenlasten 
und die Rückgriffseinnahmen für den UVG-Bereich per Gesetz neu verteilt. Für die 
Ausgaben gilt seitdem die Aufteilung 40 % Bund, 30 % Land, 30 % Kommunen. Die 
Einnahmen aus dem Rückgriff bei den Unterhaltsverpflichteten verteilen sich wie 
folgt: 40 % Bund, 10 % Land, 50 % Kommunen.  
 
Mit Wirkung zum 01. Juli 2019 ist der Rückgriff für Neufälle auf das Landesamt für Fi-
nanzen übergegangen. Für Neufälle stehen den Kommunen keine Einnahmen aus 
Heranziehung der Unterhaltsverpflichteten mehr zu.  
 
Das Landesgesetz zur Ausführung des Unterhaltsvorschussgesetzes sieht vor, dass die 
Landesregierung dem Landtag spätestens bis zum 31. März 2019 mit dem Ziel berich-
tet, die finanziellen Belastungen des Landes und der Kommunen darzustellen, wobei 
die Kommunen gegenüber dem Stand vom 31. Dezember 2016 nicht stärker mit Kos-
ten belastet werden sollen. Im Namen der Landesregierung hat das Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen mit Vor-
lage 17/1908 den Bericht Ende März 2019 dem Landtag vorgelegt.  
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Das Ministerium kommt in dem Bericht zu dem Ergebnis, dass die kommunale Belas-
tung im Bereich UVG im Jahr 2018 um 6,6 Millionen über der Belastung liegt, die die 
Kommune im Jahr 2016 zu tragen hatten (96.400.000 im Vergleich zu 89.806.732 Eu-
ro). Aus der Sicht der Landesregierung biete diese einmalige Mehrbelastung im Jahr 
2018 keinen Anlass, die Kostenverteilung zwischen Land und Kommunen dauerhaft 
zu verändern, wenn in den nächsten Jahren wieder eine Reduzierung bzw. Nivellie-
rung diese Belastung zu erwarten sei.  
 
Wegen der Einzelheiten wird auf die als Anlage 1 beigefügte Vorlage 17/1908 des 
MKFFI verwiesen. 
 
Aufgrund der als Anlage 2 beigefügten Kleinen Anfrage eines Landtagsabgeordneten 
vom 18.03.2019 hat das Ministerium der Finanzen zwischenzeitlich eine Erhebung bei 
allen Jugendämtern durchgeführt. Das kommunalscharfe Ergebnis kann der Anlage 3 
entnommen werden. Demnach sind die UVG-Ausgaben zwischen 2016 und 2018 um 
32,5 Millionen Euro gestiegen. Dieser Betrag enthält allerdings nicht die Einnahmen  
aus der Heranziehung der Unterhaltsverpflichteten.  
 
Nach Mitteilung des MKFFI NRW wird sich erst mit Ablauf des Jahres 2019 ein realisti-
sches Bild über die gestiegenen Kosten ergeben. 
 
Die Mitglieder des Ausschusses werden um Erfahrungsaustausch zu der Kostenent-
wicklung gebeten. 
 
 
 
 

 


